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Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant,  

 

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht für 

Sie zusammengestellt. Wir haben versucht, uns so kurz wie möglich zu fassen und wünschen viel Spaß bei der Lektüre. 

Diese Mandanten-Information beruht auf dem Rechtsstand 02.02.2024. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Ihre  

 

 S ▪ S ▪ P  

SPAETH & SCHNEIDER PARTNERSCHAFT mbB 
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I. FÜR UNTERNEHMER 

1. Grunderwerbsteuerbefreiung bei Perso-

nengesellschaften 

Der Gesetzgeber hat die bestehenden Grunderwerbs-
teuerbefreiungen bei Grundstücksübertragungen zwi-
schen Personengesellschaften und ihren Gesellschaf-
tern für den Zeitraum bis zum 31.12.2026 verlängert. 
Ohne diese Verlängerung hätte ein Auslaufen der Be-
freiungen am 31.12.2023 gedroht, weil die grunder-
werbsteuerlichen Befreiungen eine sog. Gesamthand 
verlangen, die es aufgrund der zivilrechtlichen Reform 
der Personengesellschaften seit dem 1.1.2024 nicht 
mehr gibt. 
 
Hintergrund: Grundstücksübertragungen im Bereich 
der Personengesellschaften und ihren Gesellschaftern 
sind bislang grunderwerbsteuerfrei gewesen, soweit der 
Gesellschafter an der Personengesellschaft beteiligt ist. 
Ist ein Gesellschafter z. B. zu 40 % an einer OHG betei-
ligt, bleibt eine Grundstücksübertragung von der OHG 
auf den Gesellschafter und umgekehrt zu 40 % steuer-
frei. Die grunderwerbsteuerlichen Befreiungen setzen 
dabei voraus, dass die Personengesellschaft ein Ge-
samthandsvermögen hat, was bis zum 31.12.2023 auch 
der Fall war. Mit Wirkung zum 1.1.2024 ist jedoch das 
Recht der Personengesellschaften reformiert worden 
und die Gesamthand entfallen. Stattdessen gibt es nun 
ein Gesellschaftsvermögen – und dieser Begriff wird 
bislang nicht in den Befreiungsvorschriften des Grund-
erwerbsteuergesetzes erwähnt. 
 
Neuregelung: Der Gesetzgeber hat mit Wirkung zum 
1.1.2024 folgende Regelung verabschiedet: 
 

◼ Rechtsfähige Personengesellschaften gelten für Zwe-

cke der Grunderwerbsteuer als Gesamthand und de-

ren Vermögen als Gesamthandsvermögen. 

◼ Durch diese Regelung wird fingiert, dass die Grund-

erwerbsteuerbefreiungen, die eine Gesamthand vo-

raussetzen, trotz des zivilrechtlichen Wegfalls der Ge-

samthand zum 1.1.2024 auch weiterhin anwendbar 

sind, wenn die Personengesellschaft rechtsfähig ist, 

also nach außen auftritt. Dies betrifft insbesondere die 

GbR, die OHG, die KG und die GmbH & Co. KG. 

◼ Die Neuregelung ist befristet bis zum 31.12.2026, gilt 

also für den Zeitraum 2024 bis 2026. 

 

Hinweise: Der Gesetzgeber hat das Recht der Perso-
nengesellschaften reformiert und dabei nicht beachtet, 
dass sich diese Reform auf das Steuerrecht auswirkt, 
weil verschiedene Befreiungs- oder Begünstigungsre-
gelungen im Steuerrecht eine Gesamthand vorausset-
zen, die es seit dem 1.1.2024 nicht mehr gibt.  

Mit der aktuellen Gesetzesänderung hat der Gesetzge-
ber nun erst einmal für eine dreijährige Übergangslö-

sung im Grunderwerbsteuerrecht gesorgt. 

 
 

II. FÜR ARBEITGEBER UND ARBEIT-
NEHMER 

1. Steueränderungen 2024 

Das Jahr 2024 bringt für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
einige Steueränderungen mit sich, die wir hier für Sie 
zusammengestellt haben: 
Der Grundfreibetrag wird erhöht: Für 2024 wird gegen-
über 2023 eine Anhebung um 696 € auf 11.604 € vor-
genommen. Ein höherer Grundfreibetrag führt bei Ar-
beitnehmern grundsätzlich auch zu einer geringeren 
Lohnsteuer. Der Höchstbetrag für den steuerlichen Ab-
zug von Unterhaltsleistungen, dessen Höhe an die des 
Grundfreibetrags angelehnt ist, wird ebenfalls angeho-
ben. 

Der Kinderfreibetrag beträgt im Jahr 2024 für jedes El-
ternteil 3.192 € je Kind, für beide Elternteile zusammen 
6.384 €. Einschließlich des Freibetrags für den Betreu-
ungs-, Erziehungs- und Ausbildungsbedarf in Höhe von 
1.464 € bzw. 2.928 € steigt der Freibetrag auf 4.656 € 
für Alleinstehende und auf 9.312 € für Paare. Eine wei-
tere Erhöhung des Kinderfreibetrags ist im Gespräch, 
jedoch noch nicht umgesetzt. 

Die Freigrenze beim Solidaritätszuschlag wird ab dem 
Jahr 2024 um 587 € auf 18.130 € (Einzelveranlagung) 
bzw. auf 36.260 € (Zusammenveranlagung) angeho-
ben. Die Anhebung der Freigrenze führt auch zu einer 
Verschiebung der sog. Milderungszone, in der die Steu-
erpflichtigen entlastet werden, die den Solidaritätszu-
schlag noch teilweise zahlen. 
Beiträge zur Altersvorsorge in die gesetzliche Rente, 
in die Rürup-Rente, in landwirtschaftliche Alterskassen 
sowie berufsständische Versorgungseinrichtungen sind 
in voller Höhe als Sonderausgaben steuerlich abzugs-
fähig, soweit sie den Höchstbetrag nicht übersteigen. 
Die Höchstbeträge für abzugsfähige Sonderausgaben 
betragen im Jahr 2024 27.565 € bzw. 55.130 € (Einzel-
/ Zusammenveranlagung). 
Arbeitgeber können ihren Beschäftigten noch bis zum 
31.12.2024 die sog. Inflationsausgleichprämie in Höhe 
von maximal 3.000 € steuer- und sozialversicherungs-
frei auszahlen. Wichtig ist, dass die Zahlung zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet wird. 
Die Steuerfreiheit ist im Falle eines Entgeltverzichts o-
der der Gehaltsumwandlung ausgeschlossen. Die Prä-
mie kann auch in mehrere Raten gezahlt werden. 
 
Die Einkommensgrenzen bei der Arbeitnehmer-Spar-
zulage werden verdoppelt, nämlich auf 40.000 € für Le-
dige und auf 80.000 € für zusammen veranlagte Verhei-
ratete. Dies gilt für die Anlage der vermögenswirksamen 
Leistungen in Vermögensbeteiligungen (u. a. Invest-
mentfonds) und für die wohnungswirtschaftliche Ver-
wendung der vermögenswirksamen Leistungen (u. a. 
das Bausparen). 
Zudem steigt der steuerfreie Höchstbetrag für die Betei-
ligung von Mitarbeitern am Unternehmen des Arbeit-
gebers von 1.440 € auf 2.000 €. Die Mitarbeiterkapital-
beteiligung kann im Rahmen des Freibetrags auch 
durch Entgeltumwandlung finanziert werden. 
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2. Hohe Zusatzzahlung ist kein steuerfreies 

Trinkgeld 

Zahlt eine Konzern-Muttergesellschaft anlässlich des 
Verkaufs einer Beteiligung einer Tochtergesellschaft ei-
nem Arbeitnehmer der Tochtergesellschaft einen Be-
trag von 50.000 € bzw. 1,3 Mio. €, um sich für die bis-
herige Tätigkeit erkenntlich zu zeigen, stellt diese Zah-
lung kein steuerfreies Trinkgeld dar, sondern ist steuer-
pflichtiger Arbeitslohn. 
 
Hintergrund: Trinkgelder sind nach dem Gesetz steuer-
frei. Einen Höchstbetrag hat der Gesetzgeber nicht fest-
gelegt. 
 
Sachverhalt: Das Finanzgericht Köln (FG) musste über 
zwei Fälle entscheiden, die zwei Prokuristen der Y-
GmbH betrafen. Die Y-GmbH gehörte zum Z-Konzern: 
Alleingesellschafterin der Y-GmbH war die Y-Holding, 
an der die Z-GmbH zu 26,6 % beteiligt war. Im Jahr 
2016 verkaufte die Z-GmbH einen Teil ihrer Beteiligung 
an der Y-Holding. Die Z-GmbH zahlte den beiden Ar-
beitnehmern 50.000 € bzw. 1,3 Mio. € und bedankte 
sich bei ihnen „an dieser Zwischenstation …ganz herz-
lich… für die gemeinsame erfolgreiche Zeit“. Die Z-
GmbH wies darauf hin, dass es sich steuerlich um eine 
Schenkung handle und weder Lohnsteuer noch Sozial-
versicherungsbeiträge anfielen. Die beiden Arbeitneh-
mer sahen in den Zahlungen steuerfreie Trinkgelder 
und klagten gegen ihre Einkommensteuerbescheide. 
 
Entscheidung: Das FG behandelte die Zahlungen als 
steuerpflichtigen Arbeitslohn und lehnte die Annahme 
eines steuerfreien Trinkgelds ab: 
 

◼ Die Zahlungen an die beiden Arbeitnehmer in Höhe 

von 50.000 € und 1,3 Mio. € waren steuerpflichtiger 

Arbeitslohn, da sie ein Entgelt für die bisher er-

brachte Tätigkeit für die Y-GmbH darstellten. Der Zu-

sammenhang mit der Tätigkeit für die Y-GmbH ergab 

sich aus dem Dankesschreiben, in dem auf die ge-

meinsame erfolgreiche Zeit hingewiesen wurde. 

◼ Die Zahlungen stellten keine steuerfreien Trinkgelder 

dar. Gegen ein Trinkgeld sprach bereits die Höhe der 

Zahlungen von 50.000 € und 1,3 Mio. €. Denn übli-

cherweise richtet sich die Höhe nach dem Entgelt, das 

der Kunde für die Leistung des Arbeitnehmers zahlt. 

◼ Außerdem setzt ein Trinkgeld ein Kunden- oder 

Dienstleistungsverhältnis zwischen dem Arbeitneh-

mer und dem Kunden voraus. In den beiden Streitfäl-

len gab es aber kein Kunden- oder Dienstleistungsver-

hältnis zwischen den beiden Arbeitsnehmern und der 

Z-GmbH. 

 

Hinweise: Zwar sieht das Gesetz keine Grenze für die 
Höhe steuerfreien Trinkgelder vor, so dass z. B. auch 
Trinkgelder in Höhe von 20.000 € pro Jahr steuerfrei 
bleiben könnten. Es muss sich aber gleichwohl um 
Trinkgelder handeln, wie sie bei Restaurants, Taxifah-
rern oder Friseuren üblich sind. 

 

III. FÜR ALLE VERMIETER 

1. Einkünfteerzielungsabsicht bei der Ver-

mietung großer Wohnungen 

Wird eine Wohnung oder ein Haus mit einer Wohnfläche 
von mehr als 250 qm dauerhaft vermietet, muss die Ein-
künfteerzielungsabsicht geprüft werden, damit Wer-
bungskosten steuerlich anerkannt werden können. Die 
Vermutung, dass bei einer dauerhaften Vermietung 
eine Einkünfteerzielungsabsicht besteht, gilt bei derart 
großen Wohnobjekten nicht, weil es keine ortsübliche 
Marktmiete gibt. 
 
Hintergrund: Werden Immobilien zu Wohnzwecken 
dauerhaft vermietet, wird die Einkünfteerzielungsab-
sicht grundsätzlich vermutet. Eine sog. Totalüber-
schussprognose muss dann nicht durchgeführt werden. 
Mit der Totalüberschussprognose wird ermittelt, ob sich 
über einen Zeitraum von 30 Jahren ein Überschuss aus 
der Vermietung erzielen lässt. 
 
Sachverhalt: Die Kläger vermieteten in den Jahren 
2011 bis 2014 drei Einfamilienhäuser mit Wohnflächen 
von 291 qm, 322 qm und 331 qm. Deren Anschaffung 
war mit Immobilienkrediten finanziert worden. Die drei 
Häuser wurden an die drei volljährigen Kinder und de-
ren Ehepartner vermietet. Die monatliche Kaltmiete be-
trug je nach Haus zwischen 2.050 € und 3010 €. Die 
Kläger machten in ihren Einkommensteuererklärungen 
für 2011 bis 2014 die mit der Vermietung in Zusammen-
hang stehenden Werbungskosten geltend. Das Finanz-
amt erkannte die Werbungskosten nicht an. 
 
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) dagegen 
verwies die Sache an das Finanzgericht zur weiteren 
Aufklärung zurück: 
 

◼ Die steuerliche Anerkennung von Verlusten setzt bei 

allen Einkunftsarten eine Einkünfteerzielungsabsicht 

voraus, also die Absicht, insgesamt einen Gewinn 

bzw. Überschuss zu erzielen. 

 

◼ Bei den Vermietungseinkünften wird die Einkünfteer-

zielungsabsicht zwar angenommen, wenn die Vermie-

tung von Wohnflächen auf Dauer angelegt ist, also 

insbesondere nicht befristet erfolgt. Dies gilt jedoch 

nur für Wohnungen, die üblicherweise vermietet wer-

den, weil sich der Gebrauchswert derartiger Wohnun-

gen in der ortsüblichen Marktmiete widerspiegelt. 

◼ Die Vermutung einer Einkünfteerzielungsabsicht greift 

jedoch nicht, wenn die Marktmiete keine angemes-

sene Gegenleistung ist, weil sie den besonderen 

Wohnwert offensichtlich nicht angemessen widerspie-

gelt. Dies ist bei aufwendig gestalteten oder ausge-

statteten Wohnungen der Fall. Zu den aufwendig ge-

stalteten oder ausgestatteten Wohnungen gehören 

auch Wohnobjekte mit einer Wohnfläche von mehr als 

250 qm. Der Mietspiegel ist für derart große Wohnun-

gen nicht anwendbar bzw. nicht aussagekräftig. Im 

Streitfall galt z. B. der Mietspiegel der Stadt, in der sich 

die drei Einfamilienhäuser befanden, nicht für Woh-

nungen mit einer Wohnfläche von mehr als 160 qm. 
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◼ Es muss daher eine Totalüberschussprognose für ei-

nen Zeitraum von 30 Jahren durchgeführt werden. 

Dieser beginnt grundsätzlich mit der Anschaffung des 

Gebäudes. 

 

Hinweise: Die Ausführungen des BFH gelten auch bei 
der Vermietung sehr großer Wohnungen an fremde 
Dritte. Allerdings dürfte im Streitfall der Umstand, dass 
alle Häuser an Familienmitglieder vermietet wurden, die 
Aufmerksamkeit des Finanzamts erregt haben. 

 
 

IV. FÜR ALLE STEUERZAHLER 

1. Zweifel an der Rechtmäßigkeit der neuen 

Grundstücksbewertung (Bundesmodell) 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) hat ernstliche 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit der auf den 1.1.2022 
bundesweit vorzunehmenden Grundstücksbewertung, 
die die Grundlage für die neue Grundsteuer zum 
1.1.2025 ist. Das FG hat die Aussetzung der Vollzie-
hung gewährt und die Beschwerde zum Bundesfinanz-
hof zugelassen. 
 
Hintergrund: Die Grundsteuer wird aus verfassungs-
rechtlichen Gründen derzeit reformiert, da die bisheri-
gen Grundstücksbewertungen, die die Grundlage für 
die Grundsteuer waren, nicht mehr die zutreffenden 
Werte abbildeten, sondern veraltet waren. Deshalb wer-
den zum Stichtag 1.1.2022 alle Grundstücke in der Bun-
desrepublik neu bewertet. Auf der Grundlage dieser Be-
wertung wird dann ab dem 1.1.2025 die Grundsteuer 
neu festgesetzt werden. 
 
Sachverhalte: Dem FG lagen zwei Sachverhalte zu 
Grunde, bei denen die Bewertung nach dem sog. Bun-
desmodell vorgenommen wurde. Im ersten Fall ging es 
um ein 1880 errichtetes Einfamilienhaus, das seit Jahr-
zehnten nicht mehr renoviert worden war. Das Finanz-
amt legte den gesetzlich normierten Mietwert zu Grunde 
und gelangte zu einem Grundsteuerwert von 91.600 €. 
Der Antragsteller hielt den Mietwert für überhöht und be-
antragte im Umfang des überhöhten Betrags die Aus-
setzung der Vollziehung. 
Im zweiten Fall ging es um ein 1977 errichtetes Einfa-
milienhaus, das an einem Hang in zweiter Reihe lag und 
nur über einen Privatweg erreichbar war. Das Finanz-
amt legte der Bewertung zum 1.1.2022 den Bodenricht-
wert von 300 €/qm zu Grunde und bewerte das 
1.053 qm große Grundstück mit 318.800 €. Der Antrag-
steller machte einen Abschlag auf den Bodenrichtwert 
in Höhe von 30 % geltend und beantragte die Ausset-
zung der Vollziehung. 
 
Entscheidung: Das FG gab beiden Anträgen auf Aus-
setzung der Vollziehung statt: 
 

◼ Die Aussetzung der Vollziehung setzt ernstliche 

Zweifel an der Rechtmäßigkeit des Bescheids vo-

raus. Diese ernstlichen Zweifel waren in beiden Fällen 

zu bejahen. 

 

◼ So bestehen bereits Bedenken, ob die rheinland-pfäl-

zischen Gutachterausschüsse, die an der Ermittlung 

der Bodenrichtwerte beteiligt sind, wirklich unabhän-

gig sind; die Möglichkeit einer Einflussnahme kann 

nach den Regelungen über die Zusammensetzung 

der Ausschüsse nicht ausgeschlossen werden. Zu-

dem könnte auch die Datengrundlage für die Ermitt-

lung der Bodenrichtwerte zweifelhaft sein, weil Daten-

lücken zu befürchten sind. 

◼ Die Bodenrichtwerte müssen zudem häufig aus einem 

Gesamtkaufpreis, der für ein bebautes Grundstück 

gezahlt wird, abgeleitet werden. Hier droht ein sog. 

Vollzugsdefizit, weil die Gutachterausschüsse den 

Sachverhalt nicht hinreichend ermitteln und die Anga-

ben in den Kaufverträgen nicht hinreichend überprü-

fen können. 

◼ Weiterhin können durch die typisierte und pauschale 

Bewertung erhebliche Härten entstehen, weil die in-

dividuellen Umstände des einzelnen Grundstücks un-

berücksichtigt bleiben und nicht durch ein Gutachten 

belegt werden dürfen. 

◼ Die neue Grundstücksbewertung nach dem Bundes-

modell dürfte einerseits zu einer systematischen Über-

bewertung von Immobilien in schlechteren Lagen bzw. 

in schlechterem Zustand und andererseits zu einer 

systematischen Unterbewertung von Immobilien in 

guter Lage bzw. gutem Zustand führen. 

 

Hinweise: Es handelt sich um Beschlüsse im Eilverfah-
ren. Ob die neue Grundstücksbewertung tatsächlich 
verfassungswidrig ist, kann nur das Bundesverfas-
sungsgericht beurteilen, das bislang noch nicht ange-
rufen worden ist. Bis dahin besteht also erhebliche 
Rechtsunsicherheit. Zudem ist noch nicht bekannt, ob 
die Grundsteuer-Hebesätze ab dem 1.1.1925 von den 
einzelnen Gemeinden gesenkt werden; der Umfang der 
steuerlichen Auswirkung der Grundsteuerreform ist also 
noch nicht klar. Solange die Grundsteuer zu den umla-
gefähigen Betriebskosten gehört, trägt bei vermieteten 
Immobilien der Mieter die Grundsteuer. 

Die Aussetzung der Vollziehung führt in den beiden Ver-
fahren dazu, dass die Grundsteuer ab dem 1.1.2025 auf 
der Grundlage der niedrigeren, von den Antragstellern 
geltend gemachten Grundstückswerten vorläufig fest-

zusetzen ist. 

Das FG hat die Beschwerde zum BFH zugelassen, so 
dass die aktuellen Beschlüsse noch nicht rechtskräftig 
sind. 

2. Steuerfreiheit der Veräußerung von Nach-

lassvermögen 

Der entgeltliche Erwerb des Erbanteils einer Erbenge-
meinschaft, der ein Grundstück gehört, stellt keine an-
teilige Anschaffung des Grundstücks dar und löst daher 
keine Spekulationsfrist bezüglich des Grundstücks aus. 
Wird das Grundstück also kurze Zeit später verkauft, 
führt dies nicht zu einem einkommensteuerpflichtigen 
Spekulationsgewinn. 
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Hintergrund: Der Gewinn aus dem Verkauf von Immo-
bilien des Privatvermögens stellt einen steuerpflichtigen 
Spekulationsgewinn dar, wenn der Verkauf innerhalb 
von zehn Jahren nach Anschaffung erfolgt ist. 
 
Sachverhalt: Die Ehefrau des Klägers starb 2015. Der 
Kläger wurde Erbe mit einem Erbanteil von 52 %; die 
beiden Kinder seiner verstorbenen Ehefrau wurden mit 
einem Erbanteil von jeweils 24 % ebenfalls Erben. Zum 
Nachlass gehörte ein Grundstück. Im April 2017 über-
trugen beide Kinder ihren Erbanteil auf einen Dritten, 
der die Erbanteile im Oktober 2017 an den Kläger ver-
kaufte. Im Februar 2018 veräußerte der Kläger das 
Grundstück mit Gewinn.  

 

Das Finanzamt ging im Umfang von 48 %, nämlich der 
beiden im Oktober 2017 erworbenen Erbanteile von je-
weils 24 %, von einem steuerpflichtigen Spekulations-
gewinn aus. 

 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der 
hiergegen gerichteten Klage statt: 
 

◼ Ein Spekulationsgewinn kann nur dann entstehen, 

wenn das verkaufte Wirtschaftsgut zuvor angeschafft 

worden ist und es mit dem angeschafften Wirtschafts-

gut identisch ist. Das verkaufte und das angeschaffte 

Wirtschaftsgut müssen also gleichartig, funktions-

gleich und gleichwertig sein. 

◼ Der Kläger hat im Februar 2018 ein Grundstück ver-

kauft. Zuvor, im Oktober 2017, hatte er kein Grund-

stück gekauft, sondern zwei Erbanteile an der Er-

bengemeinschaft erworben, die an dem Grundstück 

bestand. Der Kauf der Erbanteile führte nicht zur an-

teiligen Anschaffung des Grundstücks. 

◼ Im Steuerrecht werden Wirtschaftsgüter einer Ge-

samthandgemeinschaft wie der Erbengemeinschaft 

den Beteiligten anteilig zugerechnet, soweit eine ge-

trennte Zurechnung für die Besteuerung erforderlich 

ist. Die Erforderlichkeit ist im Rahmen eines Spekula-

tionsgewinns jedoch nur zu bejahen, wenn die Ge-

samthand selbst den Spekulationsgewinn erzielt. Er-

folgt die Veräußerung oder Anschaffung durch einen 

einzelnen Gesellschafter, erfolgt keine anteilige Zu-

rechnung. 

◼ Zwar gilt nach der Regelung über den Spekulations-

gewinn die Anschaffung oder Veräußerung einer Be-

teiligung an einer Personengesellschaft als Anschaf-

fung oder Veräußerung der anteiligen Wirtschaftsgü-

ter. Diese Regelung gilt allerdings nur für Beteiligun-

gen an Personengesellschaften; die Erbengemein-

schaft ist jedoch keine Personengesellschaft. 

 

Hinweise: Der BFH widerspricht mit seiner Entschei-
dung der Auffassung der Finanzverwaltung. Außerdem 
ändert er auch seine eigene Rechtsprechung, da er frü-
her eine anteilige Zurechnung des Wirtschaftsguts an-
genommen hatte. 

Zu beachten ist, dass sich die zivilrechtliche Rechtslage 
für Personengesellschaften wie z. B. die Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts oder OHG und KG seit dem 

1.1.2024 geändert hat (s. hierzu auch den ersten Bei-
trag dieser Mandanten-Information). Diese Gesellschaf-
ten haben seit dem 1.1.2024 kein Gesamthandsvermö-
gen mehr, sondern ein eigenes Gesellschaftsvermö-
gen. Ob sich dies auf die Besteuerung von Spekulati-
onsgewinnen auswirkt, wenn Anteile an Personenge-
sellschaften erworben oder veräußert werden, kann 

noch nicht abschließend beurteilt werden. 

Die Erbengemeinschaft bleibt hingegen auch nach dem 
31.12.2023 eine nicht rechtsfähige Gesamthandsge-
meinschaft, sodass das BFH-Urteil auch in aktuellen 
Fällen gelten dürfte. 
 

 

V. WISSENSWERTES ÜBER HAUS-
HALTSNAHE DIENSTLEISTUNGEN 

Im Rahmen Ihrer Einkommensteuererklärung können 
Sie von Steuerermäßigungen profitieren, wenn Sie 
Handwerkerleistungen und/oder haushaltsnahe 
Dienstleistungen einschließlich Pflege- und Betreu-
ungsleistungen in Anspruch genommen haben. Die 
steuerliche Förderung umfasst dabei die Lohnkosten für 
die ausgeführten Arbeiten sowie die darauf entfallende 
Umsatzsteuer. Materialkosten hingegen werden nicht 
berücksichtigt. 

Soweit die Aufwendungen als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten (z. B. im Rahmen der Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung), als Sonderausgaben o-
der als außergewöhnliche Belastungen abgezogen wer-
den können, kommt eine (zusätzliche) Steuerermäßi-
gung für haushaltsnahe Dienstleistungen nicht in Be-
tracht. Hier besteht auch kein Wahlrecht. Bei öffentlich 
geförderten Maßnahmen, für die ein steuerfreier Zu-
schuss oder ein zinsverbilligtes Darlehen (z. B. KfW-
Mittel) gewährt wurde, ist keine (weitere) Steuerermäßi-
gung für Handwerkerleistungen möglich. 

1. Was sind haushaltsnahe Dienstleistungen? 

a) Grundsatz und Beispiele 

Haushaltsnahe Dienstleistungen sind Tätigkeiten, die 
gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts er-
ledigt werden könnten und eine Dienstleistungsagentur 
oder ein selbständiger Dienstleister hierfür beauftragt 
wird. 

Beispiele für begünstigte haushaltsnahe Dienst-
leistungen: 

◼ Hausarbeiten (z. B. Reinigung, Fenster putzen, Bü-

geln), 

◼ Gartenpflege (z. B. Rasenmähen, Heckenschnei-

den), 

◼ Hausmeisterdienste und Hausreinigung (Treppen-

haus), 

◼ Kleidungs-/Wäschepflege im Haushalt des Steuer-

pflichtigen,  

◼ Versorgung und Betreuung eines Haustieres, 

◼ Inanspruchnahme des Notrufsystems innerhalb ei-

ner Wohnung im Rahmen des „Betreuten Woh-

nens“, 

◼ Umzugsdienstleistungen für Privatpersonen. 
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Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass eine Steu-
erermäßigung für Aufwendungen für ein Hausnotrufsys-
tem, das in einem außerhalb eines „Betreuten Woh-
nens“ befindlichen Haushalt eines Steuerpflichtigen in-
stalliert ist und lediglich in der Gerätebereitstellung und 
der 24-Stunden-Zentrale besteht, nicht zu gewähren ist, 
wenn die Entgegennahme und Übermittlung des einge-
gangenen Notrufs in einer außerhalb des Haushaltes 
belegenen Servicezentrale erfolgt und die letztliche Hil-
feleistung nicht Bestandteil der vergüteten Leistung ist, 
sondern von einem Dritten erbracht wird. Ein räumlich-
funktionaler Zusammenhang mit dem Haushalt des 
Steuerpflichtigen besteht nicht. Die maßgebende 
Dienstleistung wird nicht in der Wohnung des Steuer-
pflichtigen und damit nicht in dessen Haushalt erbracht. 
Bei der Anstellung eines Au-pairs ist zu unterscheiden: 
Erledigt das Au-pair neben der Kinderbetreuung auch 
leichte Hausarbeiten und wird der Umfang der Kinder-
betreuung nicht nachgewiesen, können pauschal 50 % 
der Gesamtaufwendungen als haushaltsnahe Dienst-
leistungen berücksichtigt werden. Ergibt sich aus dem 
Vertrag mit dem Au-pair, dass dieses ausschließlich für 
die Kinder zust 
ändig ist, sind alle Aufwendungen Kinderbetreuungs-
kosten. Zu den abziehbaren Kosten zählen Taschen-
geld und der Wert für Verpflegung und Unterkunft. 
 

Beispiele für nicht begünstigte Tätigkeiten: 

◼ Schulessen der Kinder, Nachhilfeunterricht, 

◼ personenbezogene Dienstleistungen wie Friseur, 

Fuß- und Nagelpflege (vgl. dazu allerdings Kapitel 

III.), 

◼ Müllabfuhrgebühren, Hausverwaltergebühren, 

◼ Erstellung eines Energiepasses, 

◼ TÜV-Gebühren für den Aufzug,  

◼ Architektenleistungen, 

◼ Kosten für die Schadensfeststellung (z. B. Rohr-

bruch), 

◼ alle Arbeiten außerhalb des Grundstücks, 

◼ Tierarztkosten, Kosten des Hufschmieds, 

◼ Ausführen von Hunden außerhalb der Wohnung, 

◼ Kosten für die Anlieferung von „Essen auf Rädern“, 

◼ Zahlungen an Notrufzentrale für Alarmüberwa-

chung, 

◼ Maklerkosten beim Hauskauf für Eigennutzung, 

◼ Herstellung einer öffentlichen Mischwasserleitung. 

 
b) Begriff „Haushalt“ 

Die Tätigkeiten müssen in Ihrem „Haushalt“ erbracht 
werden. Unerheblich ist, ob es sich dabei um eine Miet-
wohnung oder das Eigenheim handelt. Sie können auch 
in unentgeltlich überlassenen Räumlichkeiten einen 
Haushalt führen. Zum Haushalt gehören auch sog. Zu-
behörraume (Keller, Dachboden) und Außenanlagen 
(Garten). Die Grenzen des Haushalts werden – unab-
hängig von den Eigentumsverhältnissen – durch die 
Grundstücksgrenzen abgesteckt. Der Haushalt kann im 
Inland, EU-Ausland oder im Europäischen Wirtschafts-
raum liegen. 
 
 

Hinweis: Winterdienste, Straßen- und Gehwegreini-
gung, die sowohl auf öffentlichem Gelände als auch auf 
privatem Grundstück ausgeführt werden, müssen laut 
Auffassung der Finanzverwaltung kostenmäßig aufge-
teilt werden. Die Kosten für die Schneeräumung auf den 
öffentlichen Straßen dürfen aber laut Bundesfinanzhof 
dann abgezogen werden, wenn Steuerpflichtige als Ei-
gentümer oder Mieter dazu laut Satzung der Gemeinde 
dazu verpflichtet sind. 
Auch die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen, 
die jenseits der Grundstücksgrenze auf fremdem, z. B. 
öffentlichem Grund erbracht werden, kann laut Bundes-
finanzhof als Handwerkerleistung begünstigt sein. Es 
muss sich dabei allerdings um Tätigkeiten handeln, die 
in unmittelbarem räumlichem Zusammenhang zum 
Haushalt durchgeführt werden und dem Haushalt die-
nen.  

Lebt der Steuerpflichtige in einem Alten-, Altenwohn-, 
Pflegeheim oder Wohnstift, dann besteht ein eigener 
Haushalt, wenn die Räumlichkeiten mit Bad, Küche, 
Wohn- und Schlafbereich ausgestattet sind. Außerdem 
müssen die Räumlichkeiten vom Bewohner abge-
schlossen werden können. Eine eigene Wirtschaftsfüh-
rung ist zudem nachzuweisen oder glaubhaft zu ma-
chen. Nimmt der Steuerpflichtige den Behinderten-
Pauschbetrag in Anspruch, so ist eine Steuerermäßi-
gung für haushaltsnahe Dienstleitungen ausgeschlos-
sen, soweit die Aufwendungen mit dem Behinderten-
Pauschbetrag abgegolten sind. 

 

Zum Haushalt zählt auch eine Wohnung, die Sie Ihrem 
Kind, für das Sie kindergeldberechtigt sind, unentgelt-
lich überlassen (z. B. Eigentumswohnung am Studien-
ort). Ebenfalls zum Haushalt zählt eine selbstgenutzte 
Wochen-end- oder Ferienwohnung im Inland, EU-Aus-
land bzw. im Europäischen Wirtschaftsraum. 

 

Hinweise: Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Dienstleistungen wird – auch bei Vorhandensein meh-
rerer Wohnungen – insgesamt nur einmal pro Jahr, 
haushaltsbezogen bis zu den jeweiligen Höchstbeträ-
gen gewährt. Dies gilt auch im Rahmen der doppelten 
Haushaltsführung oder wenn z. B. dem Ehemann die 
Hauptwohnung gehört und die Ferienwohnung der Ehe-
frau. 

Ehepaaren steht die Steuerermäßigung jeweils zur 
Hälfte zu, wenn sie nicht gemeinsam eine andere Auf-
teilung beantragen. Bei einer Zusammenveranlagung 
der Eheleute spielt die Aufteilung keine Rolle. Auch zwei 
Alleinstehende, die zusammen ganzjährig in einem 
Haushalt leben, können die Höchstbeträge der Steuer-
ermäßigung insgesamt nur einmal in Anspruch neh-
men. Hier erfolgt die Aufteilung der Höchstbeträge hälf-
tig oder danach, wer die jeweiligen Kosten getragen hat 
oder aufgrund einer gemeinsamen Vereinbarung. 

Begründen zwei bisher Alleinstehende mit eigenem 
Haushalt im Laufe des Veranlagungszeitraums einen 
gemeinsamen Haushalt oder wird der gemeinsame 
Haushalt zweier Personen während des Veranlagungs-
zeitraums aufgelöst und es werden wieder zwei ge-
trennte Haushalte begründet, kann bei Vorliegen der 
übrigen Voraussetzungen jeder Steuerpflichtige die vol-
len Höchstbeträge in diesem Veranlagungszeitraum in 
Anspruch nehmen.  
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Das gilt unabhängig davon, ob im Veranlagungszeit-
raum der Begründung oder Auflösung des Haushalts 
auch die Eheschließung, die Trennung oder die Ehe-

scheidung erfolgt. 

Wird unmittelbar nach Auflösung eines gemeinsa-
men Haushalts ein gemeinsamer Haushalt mit einer 
anderen Person begründet, kann derjenige Steuer-
pflichtige, der ganzjährig in gemeinsamen Haushalten 
gelebt hat, seine tatsächlichen Aufwendungen nur bis 
zur Höhe des hälftigen Abzugshöchstbetrages geltend 
machen. 

 

Haben Sie eine neue Immobilie angemietet bzw. ge-
kauft, gehört auch diese zu Ihrem Haushalt, wenn Sie 
tatsächlich dorthin umziehen. Reinigungskosten in der 
„alten“ Wohnung sind im (ehemaligen) Haushalt er-
bracht, wenn sie zeitnah nach dem Umzug erfolgen. 

 

Hinweise: Für die Frage, ab oder bis wann es sich um 
einen Haushalt handelt, kommt es darauf an, wann das 
Mietverhältnis beginnt bzw. endet. Beim Kaufvertrag ist 
der Übergang von Nutzen und Lasten entscheidend. 
Verzögert sich der Ein- oder Auszug, kann dies z. B. 
durch eine Meldebestätigung der Gemeinde nachge-
wiesen werden. Übergabe-/Übernahmeprotokolle soll-
ten für evtl. Nachfragen des Finanzamts aufbewahrt 
werden. 

Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass vor-
weggenommene haushaltsnahe Dienstleistungen (in 
diesem Fall waren es Gartenarbeiten) steuerlich nicht 
begünstigt sind, wenn mehrere Monate zwischen den 
Arbeiten und dem Einzug in das neue Einfamilienhaus 
liegen.  

 
Arbeiten für Grabpflege oder andere Dienstleistungen, 
die auf einem Friedhof erbracht werden, fallen nicht un-
ter die Steuerermäßigung.  
Ob es eine Steuerermäßigung für außerhalb des Haus-
halts in der Werkstatt des Handwerkers erbrachte 
Handwerkerleistungen gibt, hat der Bundesfinanzhof im 
Jahr 2020 in diversen Fällen zulasten der Steuerpflich-
tigen entschieden. Laut Bundesfinanzhof ist die Steuer-
ermäßigung auch für die Inanspruchnahme von haus-
haltsnahen Dienstleistungen zu gewähren, die dem 
Grunde nach als außergewöhnliche Belastungen ab-
ziehbar sind, wegen der zumutbaren Belastung aber 
nicht als solche berücksichtigt worden sind. 
 

2. Begünstigte Handwerkerleistungen 

Wer in seinem Haushalt anfallende Reparaturen, War-
tungs- und Renovierungsarbeiten von Handwerksbe-
trieben ausführen lässt, kann dafür einen zusätzlichen 
Steuernachlass erhalten. Dies gilt unabhängig davon, 
ob es sich um regelmäßig vorzunehmende Renovie-
rungs- oder kleine Ausbesserungsarbeiten handelt, die 
gewöhnlich auch durch Mitglieder des privaten Haus-
halts erledigt werden (können), oder um Erhaltungs- 
und Modernisierungsmaßnahmen, die im Regelfall nur 
von Fachkräften durchgeführt werden. Der beauftragte 
Handwerker muss nicht in der Handwerksrolle eingetra-
gen sein. Auch Kleinunternehmer i. S. des Umsatzsteu-
errechts können beauftragt werden. 

 

Zu den handwerklichen Tätigkeiten zählen u. a.: 

◼ Arbeiten an Innen- und Außenwänden; 

◼ Arbeiten am Dach, an der Fassade, an Garagen etc.; 

◼ Reparatur oder Austausch von Fenstern und Türen; 

◼ Streichen/Lackieren von Türen, Fenstern (innen und 

außen), Wandschränken, Heizkörpern und -rohren; 

◼ Reparatur oder Austausch von Bodenbelägen (z. B. 

Teppichboden, Parkett, Fliesen); 

◼ Reparatur, Wartung oder Austausch von Heizungs-

anlagen, Elektro-, Gas- und Wasserinstallationen; 

◼ Modernisierung oder Austausch der Einbauküche; 

◼ Modernisierung des Badezimmers; 

◼ Brandschaden- und Wasserschadensanierung (so-

weit nicht Versicherungsleistung erfolgt); 

◼ Aufstellung eines Baugerüstes; 

◼ Dachrinnenreinigung; 

◼ Wärmedämmmaßnahmen; 

◼ Trockenlegung von Mauerwerk (Arbeiten mit Maschi-

nen vor Ort); 

◼ Prüfung der Funktionsfähigkeit einer Anlage; 

◼ Reparatur und Wartung von Haushaltsgegenständen 

(z. B. Waschmaschine, Geschirrspüler, Herd, PC); 

◼ Maßnahmen der Gartengestaltung (z. B. Erd- und 

Pflanzarbeiten im Zusammenhang mit der Errichtung 

einer Stützmauer am Nachbargrundstück); 

◼ Pflasterarbeiten auf dem Wohngrundstück. 

 

Die Erhebung des unter Umständen noch mangelfreien 
Istzustandes (z. B die Überprüfung der Funktionsfähig-
keit einer Anlage durch einen Handwerker) kann 
ebenso Handwerkerleistung sein wie die Beseitigung ei-
nes bereits eingetretenen Schadens oder vorbeugende 
Maßnahmen zur Schadensabwehr. Dazu gehört die 
Dichtheitsprüfung der Abwasserleitung eines privat ge-
nutzten Wohnhauses. Fallen als Folge von Dichtheits-
prüfungen Reparaturmaßnahmen an den privaten Ab-
wasserleitungen an, sind diese Aufwendungen auch be-
günstigt. 

Reparaturen an Geräten im Haushalt, die im Rahmen ei-

ner Hausratversicherung versicherbar sind, können im-

mer als Handwerkerleistungen geltend gemacht werden.  

Handwerkerleistungen sind laut Finanzgericht Nürnberg 

für den Anschluss eines Haushalts an das öffentliche 

Versorgungsnetz durch Wasseranschlüsse, Abwasser, 

Elektrizität, aber auch durch eine Zulegung an das öffent-

liche Straßennetz, als für die Haushaltsführung notwen-

dige Leistungen der Daseinsvorsorge vollumfänglich, d. 

h. auch soweit sie im öffentlichen Raum vorgenommen 

werden, als Handwerkerleistungen berücksichtigungsfä-

hig.  

Der Erschließungsbeitrag für den Ausbau einer bislang 

unbefestigten Straße durch Teilerrichtung einer Fahr-

bahn mit Fahrbahnentwässerung ist laut Finanzgericht 

Berlin-Brandenburg keine steuerbegünstigte Handwer-

kerleistung. 



DIE MANDANTENINFORMATION                                              S ▪ S ▪ P 
 
 

Seite 9 

Hinweise: Für alle öffentlich geförderten Maßnahmen, 
für die ein steuerfreier Zuschuss oder ein zinsverbillig-
tes Darlehen in Anspruch genommen wird, entfällt eine 
Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen. Neben 
dem CO2-Gebäudesanierungsprogramm der KfW För-
derbank betrifft dies auch Förderprogramme wie „Al-
tersgerecht umbauen“, die Förderung energetischer 
Renovierung oder vergleichbare Programme der Län-
der oder Kommunen. Werden im Rahmen von Renovie-
rungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
mehrere (Einzel-)Maßnahmen durchgeführt, von denen 
einzelne öffentlich gefördert werden, ist die Inanspruch-
nahme der Steuerermäßigung für (Einzel-) 
Maßnahmen, die nicht unter diese öffentliche Förde-
rung fallen, möglich. 

Die Gewährung von Baukindergeld ist unschädlich, weil 
damit ausschließlich der erstmalige Erwerb von Wohn-
eigentum oder die Neuanschaffung von Wohnraum ge-
fördert wird. Handwerkerleistungen sind nicht Inhalt der 
über 10 Jahre ausgezahlten Förderung. 
 

Handwerkliche Tätigkeiten im Rahmen einer Neubau-
maßnahme sind nicht begünstigt. Als Neubaumaßnah-
men gelten alle Maßnahmen, die im Zusammenhang 
mit der Errichtung eines Haushalts bis zu dessen Fer-
tigstellung anfallen.  

Baumaßnahmen im Zusammenhang mit einer Nutz- o-
der Wohnflächenschaffung bzw. -erweiterung im vor-
handenen Haushalt (z. B. Anbau eines Wintergartens, 
Ausbau des Dachbodens als Gästezimmer mit Bad, 
Einbau einer Dachgaube, Kellerausbau), sind begüns-
tigt. 

Die Tätigkeit eines Gutachters gehört weder zu den 
haushaltsnahen Dienstleistungen, noch handelt es sich 
um eine Handwerkerleistung. Grundsätzlich nicht be-
günstigt sind daher z. B.: 

◼ Mess- oder Überprüfungsarbeiten, 

◼ eine Legionellen-Prüfung, 

◼ Kontrolle von Aufzügen oder von Blitzschutzanlagen. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass eine Steu-

erermäßigung für Aufwendungen für eine notwendige 

statische Berechnung (Vorort-Termin mit Besichtigung 

des Daches zwecks statischer Berechnungen) nicht ge-

währt werden kann, auch wenn sie für die Durchführung 

einer Handwerkerleistung nach § 35a Abs. 3 EStG er-

forderlich ist, da ein Statiker grundsätzlich nicht hand-

werklich tätig ist. 

Ein Auto ist kein Haushaltsgegenstand, sondern ein 

Fortbewegungsmittel. Eine Reparatur eines privaten 

Pkw des Steuerpflichtigen ist daher keine steuerbe-

günstigte Handwerkerleistung. 

 

Hinweis: Bei Schornsteinfegerleistungen gilt laut Fi-
nanzverwaltung sowohl für Aufwendungen für Mess- o-
der Überprüfarbeiten einschließlich der Feuerstätten-
Schau als auch für Aufwendungen für Reinigungs- und 
Kehrarbeiten sowie sonstige Handwerkerleistungen die 
Steuerermäßigung. 
 

3. Besonderheiten bei Pflege- und Betreuungs-

leistungen 

Die Feststellung und der Nachweis einer Pflegebedürf-
tigkeit oder der Bezug von Leistungen der Pflegeversi-
cherung sowie eine Unterscheidung nach Pflegestufen 
sind für die Begünstigung von Aufwendungen für haus-
haltsnahe Pflege- und Betreuungsleistungen nicht erfor-
derlich. Es reicht aus, wenn Dienstleistungen zur 
Grundpflege, d. h. zur unmittelbaren Pflege am Men-
schen (Körperpflege, Ernährung und Mobilität) oder zur 
Betreuung in Anspruch genommen werden. 

Die Steuerermäßigung steht neben der pflegebedürfti-
gen Person auch Angehörigen zu, wenn diese für 
Pflege- oder Betreuungsleistungen aufkommen, die in 
ihrem Haushalt bzw. im Haushalt der gepflegten oder 
betreuten Person durchgeführt werden. Die Steuerer-
mäßigung ist dabei haushaltsbezogen. Werden z. B. 
zwei pflegebedürftige Personen in einem Haushalt ge-
pflegt, kann die Steuerermäßigung trotzdem insgesamt 
nur einmal in Anspruch genommen werden. 

Ausdrücklich begünstigt sind auch Aufwendungen bei 
Unterbringung in einem Heim oder zur dauernden 
Pflege, soweit darin Kosten für Dienstleistungen enthal-
ten sind, die mit denen einer Hilfe im Haushalt vergleich-
bar sind. 

 

Hinweise: Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleis-
tungen können nur berücksichtigt werden, soweit sie 
nicht von der Versicherung erstattet werden. Dies gilt 
auch für Versicherungsleistungen, die zur medizini-
schen Rehabilitation erbracht werden (z. B. für eine 
Haushaltshilfe, die eine versicherte Person während der 
Dauer einer ärztlich verordneten Schonfrist erhält) und 
für Pflegesachleistungen aus der Pflegeversicherung.  
Der Bundesfinanzhof hat zunächst klargestellt, dass die 
Steuerermäßigung nur von dem Steuerpflichtigen in An-
spruch genommen werden kann, dem Aufwendungen 
wegen seiner eigenen Unterbringung in einem Heim o-
der zu seiner eigenen dauernden Pflege erwachsen. 
Pflege- und Betreuungsleistungen für ambulante Pflege 
außerhalb des Haushalts des Steuerpflichtigen für des-
sen Mutter (sie wohnt in einem eigenen Haus) sind ge-
mäß § 35a Abs. 2 Satz 2 Halbsatz. 1 EStG abziehbar. 
 

4. Anspruchsberechtigung und Nachweis der 

Aufwendungen 

Die Steuerermäßigung können Sie grundsätzlich nur in 
Anspruch nehmen, wenn Sie 

1. Auftraggeber der haushaltsnahen Dienstleistung 

oder Handwerkerleistung waren und 

2. hierfür eine auf Sie ausgestellte Rechnung erhalten 

haben und 

3. die Zahlung auf das Konto des Dienstleisters bzw. 

Handwerkers erfolgt ist (Überweisung, Verrech-

nungsscheck). Eine Barzahlung, Baranzahlung o-

der Barteilzahlung wird nicht anerkannt (eine 

schätzweise Berücksichtigung von Handwerker-

kosten kommt so laut Finanzgericht München nicht 

in Betracht). 
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Hinweise: Die Rechnung und der Überweisungsbeleg 
sind aufzubewahren, damit sie auf Verlangen beim Fi-
nanzamt vorgelegt werden können. Die Inanspruch-
nahme der Steuerermäßigung durch den Steuerpflichti-
gen ist auch möglich, wenn die haushaltsnahe Dienst-
leistung, Pflege- oder Betreuungsleistung oder die 
Handwerkerleistung, für die der Steuerpflichtige eine 
Rechnung erhalten hat, von dem Konto eines Dritten 
bezahlt worden ist. 
Dienst- und Handwerkerleistungen werden auch über 
Vermittlungsportale angeboten. Laut Finanzverwaltung 
bestehen keine Bedenken, eine Rechnung, die das Por-
tal im Auftrag der jeweiligen Leistungskraft erstellt, als 
Nachweis anzuerkennen, wenn sich aus der Rechnung 
der Erbringer und der Empfänger der Leistung, ihre Art, 
der Zeitpunkt der Erbringung und der Inhalt der Leistung 
sowie die dafür vom Empfänger der Leistung jeweils ge-
schuldeten Entgelte, ggf. aufgeteilt nach Arbeitszeit und 
Material, ergeben. 

 

Die von einer GmbH an den Gesellschafter erbrachte 
und durch Abbuchung auf Gesellschafterverrechnungs-
konto bei der GmbH beglichene Handwerkerleistung ist 
nicht nach § 35a EStG steuerbegünstigt. 

Beauftragt eine Wohnungseigentümergemeinschaft 
den Dienstleister oder Handwerker, erhält der einzelne 
Wohnungseigentümer nur dann eine Steuerermäßi-
gung, wenn in der Jahresabrechnung 

1. die im Kalenderjahr geleisteten unbaren Zahlungen 

für haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwer-

kerarbeiten jeweils gesondert aufgeführt sind und 

2. der Anteil der steuerbegünstigten Kosten (s. u., Ka-

pitel V.) ausgewiesen ist und 

3. der Anteil des jeweiligen Wohnungseigentümers in-

dividuell errechnet worden ist. 

 

Hinweis: Gibt es einen Verwalter, muss dieser den An-
teil des jeweiligen Wohnungseigentümers bescheini-
gen, falls sich dies nicht aus der Jahresabrechnung 
ergibt. 

 

Ein Mieter kann die Steuerermäßigung beanspruchen, 
wenn in den Nebenkosten Beträge für steuerbegüns-
tigte Dienstleistungen enthalten sind, die der Vermieter 
in Auftrag gegeben hat. Der Vermieter muss den Anteil 
des Mieters in der Nebenkostenabrechnung grundsätz-
lich gesondert – und nach den Leistungen getrennt – 
aufführen oder nachweisen. Er darf dafür kein Entgelt 
verlangen. 

 

Hinweis: Ein Steuerpflichtiger kann nach einer Entschei-
dung des Finanzgerichts Köln auch nach Eintritt der Be-
standskraft des Einkommensteuerbescheids Aufwendun-
gen für haushaltsnahe Dienstleistungen für eine von ihm 
angemietete Wohnung geltend machen, wenn er von die-
sen Aufwendungen aufgrund der Betriebskostenabrech-
nung der Verwaltergesellschaft erst nach Durchführung 
der Veranlagung dem Grunde und der Höhe nach Kennt-
nis erlangt hat. 
 
 
 

Für Heimbewohner gilt Entsprechendes wie für den 
Mieter. Nur für die tatsächlich und individuell nachweis-
bar für den Heimbewohner erbrachten Dienstleistungen 
wird die Steuerermäßigung gewährt. 
Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistun-
gen im Pflegeheim steht neben der pflegebedürftigen 
Person auch anderen Personen zu, wenn diese für ent-
sprechende Pflege- oder Betreuungsleistungen auf-
kommen. Allerdings muss die Zahlung des Angehörigen 
aufgrund seiner Inanspruchnahme als Unterhaltsver-
pflichteter unmittelbar an den Heimträger und Leis-
tungserbringer erfolgen. Denn für die Inanspruchnahme 
der Steuerermäßigung ist es Voraussetzung, dass der 
Steuerpflichtige für die Aufwendungen eine Rechnung 
erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des Erbrin-
gers der Leistung erfolgt ist. 

 

5. Steuerermäßigung 

Begünstigt sind generell nur die Arbeitskosten. Das sind 
die Aufwendungen für die Inanspruchnahme der haus-
haltsnahen Tätigkeit selbst, für Pflege- und Betreuungs-
leistungen bzw. für Handwerkerarbeiten einschließlich 
der in Rechnung gestellten Maschinen- und Fahrtkos-
ten sowie etwaiger Mehrwertsteuer. Materialkosten o-
der sonstige im Zusammenhang mit der Dienstleistung, 
den Pflege- und Betreuungsleistungen bzw. den Hand-
werkerleistungen gelieferte Waren sind mit Ausnahme 
von Verbrauchsmitteln (z. B. Reinigungsmitteln) nicht 
begünstigt. 

Der Anteil der Arbeitskosten muss grundsätzlich an-
hand der Angaben in der Rechnung ermittelt werden 
können. Dies gilt auch für Abschlagsrechnungen. Ein 
gesonderter Ausweis der auf die Arbeitskosten entfal-
lenden Mehrwertsteuer ist jedoch nicht erforderlich.  

Auch eine prozentuale Aufteilung des Rechnungsbetra-
ges in Arbeitskosten und Materialkosten durch den 
Rechnungsaussteller ist zulässig. Bei Wartungsverträ-
gen wird es nicht beanstandet, wenn der Anteil der Ar-
beitskosten, der sich auch pauschal aus einer Mischkal-
kulation ergeben kann, aus einer Anlage zur Rechnung 
hervorgeht. Dienstleistungen, die sowohl auf öffentli-
chem Gelände als auch auf Privatgelände durchgeführt 
werden, sind vom Rechnungsaussteller entsprechend 
aufzuteilen. 

 

Hinweis: Schadensersatzzahlungen und Versiche-
rungsleistungen, z. B. von der Hausratversicherung, 
müssen von den Aufwendungen abgezogen werden. 
Dies gilt auch für Versicherungsleistungen, die erst in 
späteren Veranlagungszeiträumen zu erwarten sind.  

 

Soweit die Aufwendungen zu den Betriebsausgaben o-
der Werbungskosten gehören oder wie solche behan-
delt werden, ist eine Steuerermäßigung ausgeschlos-
sen. Gemischte Aufwendungen (beispielsweise für eine 
Reinigungskraft, die sowohl den Privatbereich auch das 
beruflich genutzte Arbeitszimmer reinigt) sind aufzutei-
len. Dabei wird der zeitliche Anteil der zu Betriebsaus-
gaben oder Werbungskosten führenden Tätigkeiten im 
Verhältnis zur Gesamt-arbeitszeit ermittelt. 
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Eine Steuerermäßigung kommt auch nur in Betracht, 
soweit die Aufwendungen nicht vorrangig als Sonder-
ausgaben (z. B. Erhaltungsmaßnahme nach § 10f 
EStG) oder Kinderbetreuungskosten oder als außerge-
wöhnliche Belastungen berücksichtigt werden. 

Keine Steuerermäßigung gibt es für haushaltsnahe 
Dienstleistungen bezüglich der Fahrtkostenerstattun-
gen an ein Kind im Zusammenhang mit der Reinigung 
der Wohnung des Elternteils und der Hilfe bei notwen-
digen Einkäufen. Die Dienstleistung muss durch eine 
Dienstleistungsagentur oder einen selbständigen 
Dienstleister erfolgen. 

Für die Inanspruchnahme der Steuerermäßigung 
kommt es auf den Veranlagungszeitraum der Zahlung 
an. 

 

Steuerermäßi-
gung für 

 Max. pro 
Jahr 

Handwerkerleis-
tungen 

20 % der Kosten 1.200 €  

Haushaltsnahe 
Dienstleistungen 

20 % der Auf-
wendungen ei-
nes Haushalts 

4.000 € 

Pflege- und Be-
treuungsleistun-
gen 

20 % der Auf-
wendungen ei-
nes Haushalts 

4.000 € 

 

Die Steuerermäßigungsbeträge werden von der ermit-
telten Einkommensteuerzahllast direkt abgezogen. Wer 
in einem Jahr keine Einkommensteuer zahlt, kann da-
her keinen Abzug von der Steuerschuld vornehmen.  
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KONTAKTE UND HINWEISE 

 
 

 S ▪ S ▪ P  

SPAETH & SCHNEIDER PARTNERSCHAFT mbB 

WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT ▪ STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT 

 
Gartenstraße 1  
88212 Ravensburg 
 
Telefon: 0751 8801-0 
Telefax: 0751 8801-50 
email@spaeth-schneider.de 
www.spaeth-schneider.de 
 
Ihre Ansprechpartner 

Bei Fragen zu einzelnen Artikeln oder Interesse an den genannten Quellen helfen wir Ihnen gerne weiter. Bitte wenden 
Sie sich hierzu an die bekannten Mitarbeiter unserer Gesellschaft. Bei Anregungen zum Inhalt oder zur Darstellung 
unserer Mitteilungen wenden Sie sich bitte an Frau WP/StB Dipl.-Bw. (BA) Cornelia Wiethoff, Telefon 0751/8801-0 
oder email@spaeth-schneider.de. 
 
Bei Fragen zum Versand wenden Sie sich bitte an Frau Alexandra Zimoch, Telefon 0751/8801-0. 
 
Hinweise 

Unsere Mitteilungen sollen Mandanten und Geschäftspartner über steuerliche, betriebswirtschaftliche oder allgemein 
unternehmensbezogene Fragen informieren. Bei der Themenauswahl berücksichtigen wir die Relevanz und Dringlich-
keit für unsere Mandanten. Wir können daher keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. Die fachlichen Aussagen 
sind zwangsläufig allgemeiner Art und lassen sich nicht unbesehen auf den konkreten Einzelfall übertragen.  


